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nachbarschaftliche Freundschaft die 

Zeit überdauert habe, egal was in der 

nationalen oder internationlen Situa

tion beider Länder passiert sei. Er füg

te hinzu, dass China Pakistan immer 

als verlässlichen Freund betrachte.

Ähnliche Worte hatte auch der pakis

tanische Ministerpräsident Mir Zafa- 

rullah Khan Jamali Anfang Juli bei 

einer Ansprache auf einem pakistani

schen Luftwaffenstützpunkt in Kara

chi gefunden. In Zusammenhang mit 

der Überholung eines in China herge

stellten Triebwerks sagte er, die chi

nesisch-pakistanische Freundschaft sei 

dauerhaft und würde mit der Zeit wei

tere Stärkung erfahren. Die Zusam

menarbeit mit China bei der Überho

lung von Triebwerken soll über dreißig 

Jahre zurückreichen.

Des Weiteren wurde im Juli durch 

den chinesischen Botschafter in Is

lamabad ein von China durch ein 

27,5 Mio. Yuan teures zinsloses Darle

hen subventioniertes technisches Trai

ningscenter übergeben. Nachdem auch 

der Grenzübergang am Khunjerab- 

Pass nach dem Abklingen von SARS 

Anfang des Monats wieder geöffnet 

wurde, scheinen die Beziehungen zwi

schen den beiden Nachbarn nach wie 

vor ungetrübt. (PTV World, Islama

bad, 3.7.03, nach BBC EF, 4.7.03; 

XNA, 2.7., 15.7., 16.7.03) -emc-

6 Ein weiterer Bericht aus den

USA zur Menschenrechtssi

tuation in China

Zu dem jährlich im Frühjahr vorge

stellten Bericht zur Lage der Men

schenrechte des amerikanischen Au

ßenministeriums ist in diesem Jahr ein 

weiterer Bericht aus den USA hinzuge

kommen, der die Empörung der chine

sischen Regierung entfachte. Im Rah

men des US-Mittelzuweisungsgesetzes 

(„Fiscal Year 2003 Foreign Relations 

Authorization Act“) hat das ameri

kanische Außenministerium in diesem 

Jahr zum ersten Mal den Kongress 

in einem umfassenden Bericht über 

das Handeln der Regierung in Bezug 

auf die Verbesserung der Menschen

rechtssituation auf der Welt unterrich

tet. Der Ende Juni veröffentlichte Be

richt trägt den Titel „Supporting Hu

man Rights and Democracy: The U.S. 

Record 2002-2003“ und enthält eine 

Auflistung der Bemühungen der US-

Regierung zur Förderung der Men

schenrechte und der Demokratie in 92 

Ländern und Gebieten mit den, nach 

Ansicht des amerikanischen Außen

ministeriums, schlimmsten Menschen

rechtsverletzungen .

Die chinesische Regierung hatte be

reits mehrfach gegen das Mittelzu

weisungsgesetz protestiert, da es jede 

Menge china-feindlicher Artikel ent

halte. Bei seiner Unterzeichnung im 

September 2002 soll US-Präsident Ge

orge W. Bush zugegeben haben, dass 

es tatsächlich unangemessene Artikel 

über China enthalte. Die Unterzeich

nung würde aber nicht notwendiger

weise die Akzeptanz oder Annahme 

dieser Ideen für seine Außenpolitik be

deuten. Nichtsdestotrotz erschien be

reits im Mai im Rahmen des Gesetzes 

ein Präsidentenbericht über die „Ti

bet-Fragen“, der wie zu erwarten er

neuten chinesischen Protest heraufbe

schwor.

Obwohl der neue Menschenrechtsbe

richt im Vergleich zu dem im März 

veröffentlichten Bericht zur Lage der 

Menschenrechte (vgl. C.a., 2003/04, Ü 

9) nichts. Neues in Bezug auf China 

zu berichten hat, dürfte diese zusätz

liche Zurechtweisung durch die USA 

die chinesische Regierung in besonde

rem Maße verärgern. Nicht nur, dass 

die VR China durch den Bericht in 

einen engeren Kreis von, aus Sicht der 

USA, Übeltätern in Sachen Menschen

rechte vorgerückt ist - die Länder

berichte kritisierten im Vergleich die 

Menschenrechtssituation in 196 Län

dern -, auch dürfte die Schwerpunkt

setzung auf die von der US-Regie- 

rung unternommenen Anstrengungen 

im Bericht eine besondere Schmach 

bedeuten, da solche von China grund

sätzlich als Eingriffe in interne An

gelegenheiten wahr genommen werden. 

Konnte die chinesische Regierung mit 

ihrem seit einigen Jahren veröffent

lichten eigenen Bericht zur Lage der 

Menschenrechte in den USA noch auf 

gleicher Ebene kontern, hat das be

reits eingespielte politische Ritual nun 

einen machtpolitischen Zusatz erhal

ten, dem Beijing nichts entgegenzuset

zen vermag.

Dem Stellvertretenden Vorsitzenden 

und Generalsekretär der Chinesischen 

Gesellschaft für Menschenrechtsstudi

en Dong Yunhu blieb nichts anderes 

übrig, als mit der üblichen Empörung 

und Zurückweisung auf den neuen Be

richt zu reagieren. In einem am 2. 

Juli veröffentlichten Artikel kritisier

te er die US-Regierung, die sich ohne 

Beachtung der Fakten als Tutor auf

spiele und unter dem Deckmantel der 

Menschenrechte Unilateralismus und 

Hegemonismus betreibe. Gleichzeitig 

lobte Dong die Fortschritte der chi

nesischen Regierung bei der Demo

kratisierung des politischen Systems 

und dem Schutz der Menschenrech

te. Besonders in der mit diesem Jahr

hundert begonnenen neuen Stufe der 

sozialen Entwicklung gehörten weite

re Fortschritte in diesen Bereichen zu 

den wichtigen Zielsetzungen der Partei 

und der chinesischen Nation. (XNA, 

2.7.03) -emc-

Innenpolitik

7 Rede Hu Jintaos zum 82.

Gründungstag der KPCh legt 

Schwergewicht auf Theorie 

der „Dreifachen Repräsentati

on“

Anlässlich des 82. Gründungstags der 

Kommunistischen Partei Chinas hat 

Hu Jintao in seiner Funktion als Ge

neralsekretär des ZK der KPCh am 1. 

Juni eine Ansprache vor mehr als 800 

hochrangigen Parteikadern gehalten. 

Die Rede fand im Rahmen eines drei

tägigen Symposiums über die Theo

rie der „Dreifachen Repräsentation“ in 

Beijing statt und befasste sich vor

rangig mit diesem programmatischen 

Konzept seines Vorgängers Jiang Ze- 

min. Über die politische Reformagen

da des neuen ZK-Generalsekretärs gab 

die Ansprache nur wenig preis.

Die Doktrin der „Dreifachen Reprä

sentation“, die als parteiideologisches 

Vermächtnis des Vorsitzenden der 

Zentralen Militärkommission und ehe

maligen Staats- und Parteichefs Jiang 

Zemin gilt, besagt, dass die KPCh 

die ,.Entwicklungsbedürfnisse der fort

schrittlichen Produktivkräfte Chinas, 

die Ausrichtung der fortschrittlichen 

Kultur Chinas und die fundamenta

len Interessen der breiten Bevölke

rung“ repräsentiere. Das Konzept wur

de auf dem XVI. Parteitag im Spät

herbst letzten Jahres im Parteista
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tut verankert und gilt als Wegbereiter 

für die Aufnahme von Privatunterneh

mern und anderen neuen wirtschaftli

chen Eliten in die - nach neuesten offi

ziellen Angaben - 66,94 Mio. Mitglie

der umfassende KPCh (vgl. dazu C.a., 

2001/7, S.739-746; 2002/12, S.1404- 

1409). Schon im Vorfeld des Grün

dungstages war die Kampagne zum 

Studium der Theorie der „Dreifachen 

Repräsentation“ merklich intensiviert 

worden.

In der Ansprache legte der neue ZK- 

Generalsekretär sein Verständnis der 

Theorie der „Dreifachen Repräsentati

on“ dar. Er bezeichnete die Doktrin als 

„neueste Errungenschaft der Entwick

lung des Marxismus in China“ und 

betonte die Wichtigkeit ihres Studi

ums und ihrer Umsetzung für die Par

tei und das ganze Land. Das Konzept 

reflektiere „die gemeinsamen Bestre

bungen der überwältigenden Mehrheit 

des chinesischen Volkes, verkörpere 

den Geist der Zeit in der China und 

die Welt sich entwickeln, demonstrie

re die machtvolle Kraft der wissen

schaftlichen Theorie des Marxismus“ 

und sei damit die „gemeinsame ideo

logische Grundlage auf der die gesam

te Partei und die ganze Nation sich 

auch weiterhin im neuen Jahrhundert 

vereinigen und [gemeinsam] kämpfen 

werden.“ Die Theorie sei zudem eine 

wichtige Leitlinie für den „umfassen

den Aufbau einer Gesellschaft mit be- 

scheidendem Wohlstand“ (quanmian 

jianshe ziaokang shehui). Dieses Ent

wicklungsziel wurde bereits von Deng 

Xiaoping formuliert und besagt, dass 

die Volksrepublik bis zum Jahre 2050 

die Rangstufe der entwickelten Indust

rienationen erreichen solle (vgl. dazu 

C.a., 2002/12, S.1402-1404).

Die Essenz der Theorie der „Dreifa

chen Repräsentation“ sei, so Hu, „ei

ne Partei zu schaffen, die den In

teressen der Öffentlichkeit dient und 

zum Vorteil des Volkes regiert“ (li- 

dang weigong, zhizheng weimin). Dies 

müsse auch bei der Schaffung und 

Implementierung von Politikrichtlini

en zum Ausdruck kommen. Parteiko

mitees und Regierungen aller Ebenen 

sollten den „Beschwerden der Massen 

zuhören, über ihre Ansichten nach

denken [...] sowie politische Entschei

dungen wissenschaftlicher und demo

kratischer fällen“. Die Führungska

der müssten ihre Verantwortung ge

genüber dem Volk wahrnehmen und 

sich „freiwillig der Aufsicht der Mas

sen stellen“. Von vorrangiger Wichtig

keit sei es, dass sich die Partei um 

das „Wohlbefinden der Massen“ küm

mere. Es gelte, ihre Arbeits- und Le

bensprobleme zu lösen, insbesondere 

die von Erwerbslosen, von verarmten 

Menschen auf dem Lande und in den 

Städten. Nach den Worten des ZK-Ge- 

neralsekretärs müsse eine einheitliche 

Führung der Partei angestrebt wer

den, die anerkennt, dass die Menschen 

die „Herren des Landes“ seien und das 

Land nach dem Gesetz regiert werde.

Nach Meinung des ZK-Generalsek- 

retärs habe auch der Kampf gegen 

die kürzlich eingedämmte Lungen

krankheit SARS gezeigt, dass solan

ge die Theorie der „Dreifachen Re

präsentation“ umgesetzt, den funda

mentalen Interessen des Volkes höchs

te Priorität eingeräumt sowie Für

sorge für die Massen gezeigt wer

de, die Partei „machtvolle Kräfte zur 

Überwindung jeglicher Schwierigkei

ten sammeln und ihre Reformen, Öff- 

nungsprogramme und ihren Moder

nisierungsprozess vorantreiben“ kön

ne. Hu bezeichnete die Erfahrungen 

der SARS-Krise als „sehr wertvoll“. 

Der „Geist, Verantwortung gegenüber 

dem Volk zu zeigen“, müsse aufrecht

erhalten werden. „Unzulänglichkeiten, 

Schwachstellen und andere Probleme 

hinsichtlich der Einstellungen und des 

Arbeitsstils einiger Kader“ sollten aus

findig gemacht und verbessert werden. 

So müsse auch ein leistungsfähigeres 

Gesundheitssystem sowie Mechanis

men zur Bewältigung derartiger Aus

nahmezustände aufgebaut werden.

Zum Thema politische Reformen äu

ßerte sich Hu Jintao - wie schon in den 

oben zitierten Passagen anklingt - le

diglich indirekt. So wies er beispiels

weise im Zusammenhang mit dem 

Aufbau einer „Gesellschaft mit be- 

scheidendem Wohlstand“ darauf hin, 

dass die KPCh die neuen Rahmenbe

dingungen bei der Durchsetzung von 

Reformen, bei der Öffnung nach au

ßen und bei der Entwicklung der so

zialistischen Marktwirtschaft „richtig 

verstehen und angemessen handhaben 

müsse.“ Dafür sei der Aufbau einer 

„stärkeren und besseren Partei mit Re

formgeist“ notwendig, sodass die Par

tei auch weiterhin ihr „Führungsni

veau (lingdao shuiping) und die Qua

lität ihrer Regierungsarbeit (zhizheng 

shuiping)11 verbessern könne.

Konkretere Aussagen zur politischen 

Reformagenda des Staats- und Par

teichefs waren der Rede entgegen vie

ler Erwartungen - vor allem westlicher 

Beobachter - jedoch nicht zu entneh

men. So fand auch das Konzept der 

„innerparteilichen Demokratie“ (dang- 

nei minzhu) keinerlei Erwähnung, mit 

dem in erster Linie mehr Transpa

renz im politischen Entscheidungsfin

dungsprozess, eine breitere Partizipa

tion von Parteimitgliedern auf Partei

kongressen und eine verstärkte Auf

nahme von Elementen demokratischer 

Konkurrenzwahlen innerhalb der Par

teigremien verbunden werden. Das 

Konzept war auf dem XVI. Parteitag 

im November 2002 als wichtiger Be

standteil des Aufbaus einer „sozialisti

schen Demokratie“ offiziell propagiert 

und seither von verschiedenen Medien 

diskutiert worden (vgl. C.a., 2002/12 

S.1409-1412; 2003/4, Ü 12). Im Zu

ge der Bekundungen zu mehr Trans

parenz und Offenheit seitens der par

teistaatlichen Führung während der 

SARS-Krise waren zudem seit Früh

jahr diesen Jahres aus Regierungskrei

sen Verlautbarungen zu vernehmen 

Maßnahmen zur Förderung „innerpar

teilicher Demokratie“ bald einzulei

ten. Bislang sind jedoch lediglich auf 

Provinzebene, beispielsweise im süd

westchinesischen Sichuan, einige dies

bezügliche Reformmaßnahmen experi

mentell eingeführt worden. Dass der 

neue ZK-Generalsekretär die Auswei

tung dieser Reformen noch nicht wei

ter vorangetrieben und das Konzept 

nicht einmal in seiner Ansprache zum 

82. Gründungstag der KPCh erwähnt 

hat, enttäuschte die Hoffnungen vieler 

westlicher Beobachter. Andere, vor al

lem chinesische Experten setzen dem 

entgegen, dass der Prozess politischer 

Reformen in China ein langsamer sei, 

der sich Schritt für Schritt nach vor

ne tasten würde. Große Sprünge seien 

hierbei nicht zu erwarten.

Mit seiner Rede zum 82. Gründungs

tag der KPCh hat der frischgebacke

ne ZK-Generalsekretär in erster Linie 

dem parteiideologischen Vermächtnis 

seines Vorgängers Jiang Zemin Tribut 

gezollt, was unter anderem zeigt, dass 

sich Hu Jintao dem langen Schatten 

seines Vorgängers noch nicht entzie

hen konnte. Nichtsdestotrotz signali

siert die Ansprache jedoch aufs Neue 

das Bestreben des ZK-Generalsekre

tärs, Chinas entrückte und korrup



CHINA aktuell - 827 - Juli 2003

te Bürokratie einer verstärkten Auf

sicht des Volkes zu unterwerfen. {Hong 

Kong Economic Journal, 20.6.03, nach 

BBC PF, 22.6.03; Xinhua, 1., 3., 10.,

12., 20.7.03, nach BBC PF, 2., 5., 12., 

13, 16., 27.7.03; DGB, 27.6., 3.7.03, 

nach BBC PF, 29.6., 9.7.03; FT, 

2.7.03; NZZ, 2.7.03; IHT, 2., '5.7.03) 

-bk-

8 Sommerklausur in Beidaihe 

gestrichen

Die chinesische Führung hat dieses 

Jahr die informelle Tagung im Ba

deort Beidaihe abgesagt. Nach Anga

ben von Regierungsbeamten bleibe die 

parteistaatliche Elite in diesem Som

mer zusammen mit dem gesamten Re

gierungsapparat in Beijing. Auf die

se Weise solle die Arbeitsproduktivität 

erhöht und Staatsgelder gespart wer

den.

Die neue Führung um Partei- und 

Staatschef Hu Jintao und Ministerprä

sident Wen Jiabao bricht damit ei

ne alte Tradition ihrer Vorgänger. Die 

sommerliche Klausurtagung der par

teistaatlichen Elite im Badeort an der 

Bohai-See, 280 Kilometer östlich der 

Hauptstadt, war in den fünfziger Jah

ren unter Mao Zedong eingeführt und 

von Deng Xiaoping und Jiang Zemin 

fortgesetzt worden. Zumeist in den 

Monaten Juli/August trafen sich hier 

die höchsten Regierungs- und Mili

tärvertreter sowie Parteiveteranen für 

mehrere Wochen, um sich von der Hit

ze in Beijing zu erholen und um die po

litische Agenda sowie wichtige perso

nalpolitische Entscheidungen im Vor

feld der im Herbst stattfindenden Ple

nen der KPCh festzulegen.

Kommentatoren werten die Absage 

der traditionellen Sommerklausur als 

weiteren Versuch der Führungselite, 

Volksnähe zu demonstrieren und die 

Legitimität der Partei zu erhöhen. Die 

in starker Diskretion gehaltenen und 

undurchsichtigen Beidaihe-Tagungen 

passen nicht in das Bild einer mo

dernen und transparenten Regierung, 

um das sich Hu und Wen bemühen. 

Die Entscheidung zeige zudem, dass 

sich die parteistaatliche Leitung für 

einen neuen Führungsstil mit geregel

ten Verfahrensweisen und Institutio

nen einsetze.

Die symbolische Wirkung, die von der 

Streichung der Sommerklausur aus

geht, ist sicherlich nicht zu unterschät- 

zen. Nichtsdestotrotz fehlt es bisher 

an substanziellen Reformmaßnahmen 

seitens der neuen Führung, um ih

re Bekundungen zu mehr Transpa

renz und Offenheit in die Tat umzu

setzen (siehe dazu auch vorangegan

gene Übersicht). (FEER, 17.7.03; FT, 

19./20.7.03; HB, 21., 23.7.03; Willy 

Wo-Lap Lam, „China: Breaking with 

the Past?“, www.cnn.com, 23.7.03) 

-bk-

9 Korruptionsskandale um be

kannte Privatunternehmer

Die Reihe spektakulärer Korruptions

skandale in China reißt nicht ab und 

hat auch in den letzten Wochen das 

Aufsehen der chinesischen und inter

nationalen Öffentlichkeit erregt. Im 

Mittelpunkt des öffentlichen Interesses 

stehen dabei insbesondere die Ermitt

lungen gegen prominente Privatunter

nehmer.

So ist im Strafprozess gegen den Ty

coon Yang Bin inzwischen ein Urteil 

ergangen (vgl. C.a., 2002/10, Ü 31). 

Mitte des Monats sprach ein Gericht 

in der nordöstlichen Stadt Shenyang, 

Provinz Liaoning, den 40-Jährigen un

ter anderem der Bestechung, des Be

trugs und der Urkundenfälschung für 

schuldig und belegte ihn mit einer 

Freiheitsstrafe von 18 Jahren. Yang, 

der die niederländische Staatsbürger

schaft besitzt, und sein Unternehmen 

Euro-Asia Agricultural wurden zu

dem zu einer Geldstrafe von insgesamt 

rund 900.000 Dollar verurteilt.

Der in Nanjing geborene Yang Bin 

war 1987 zum Studium nach Hol

land gegangen, wo er nach der Nieder

schlagung der Protestbewegung 1989 

politisches Asyl beantragte. Nachdem 

er dort erste Erfolge als Textilun

ternehmer erzielen konnte, kehrte er 

1994 in seine Heimat zurück, wo er 

es mit Orchideenzucht und Immo

biliengeschäften schnell zu enormem 

Reichtum brachte. Das Magazin For- 

bes kürte ihn im Jahre 2001 mit einem 

geschätzten Vermögen von etwa 900 

Millionen Dollar zum zweitreichsten 

Mann Chinas. Zu den spektakulärsten 

Vorhaben Yangs wird der Bau eines 

„Hollanddorfes“ in der Industriestadt 

Shenyang, Sitz seines an der Hongkon

ger Börse notierten Unternehmens, ge

zählt.

Bereits letzten Oktober war der 

schwerreiche Unternehmer, der gegen 

das Urteil Berufung einlegen will, un

ter Hausarrest gestellt und schließ

lich im November verhaftet worden. 

Kurz zuvor hatte ihn die koreanische 

Regierung zum Leiter einer geplan

ten Wirtschaftssonderzone in Sinui- 

ju an der nordkoreanisch-chinesischen 

Grenze berufen. Viele Beobachter ver

muten hinter der unerwarteten straf

rechtlichen Verfolgung Yang Bins da

her auch eine mögliche Verärgerung 

seitens der parteistaatlichen Führung 

in Beijing, nicht im voraus über diese 

Pläne informiert worden zu sein. An

dere Kommentatoren mutmaßen, dass 

die Behörden in Shenyang besonders 

streng gegen Korruption vorgehen, wie 

bereits die harten Strafen im Korrup

tionsskandal um den ehemaligen Bür

germeister der Stadt, Mu Suixin, und 

seinen Stellvertreter, Ma Xiangdong, 

gezeigt hätten. Beide waren zusam

men mit drei weiteren hochrangigen 

Funktionären von Shenyang im Okto

ber 2001 zum Tode verurteilt worden 

(vgl. C.a., 2001/10, Ü 9).

Die Verurteilung Yangs werten chine

sische Rechtsexperten zudem als War

nung der parteistaatlichen Führung 

an die chinesische Unternehmerelite, 

die Gesetze des Landes einzuhalten. 

Dass die parteistaatliche Führung der 

Korruption innerhalb der Geschäfts

welt den Kampf angesagt hat, zeigen 

auch verschiedene andere Untersu

chungsverfahren gegen Großunterneh

mer wie beispielsweise den Shanghai

er Immobilienmagnaten Zhou Zhengyi 

und Yang Rong, Gründer und ehe

maliger Vorstandschef der Autofirma 

Brilliance, des neuen Joint-Venture- 

Partners von BMW. Insbesondere der 

Fall des millionenschweren Unterneh

mers Zhou Zhengyi zieht immer weite

re Kreise. Zhou, der sowohl in Shang

hai als auch in Hongkong mehrere 

Unternehmen besitzt, sitzt seit En

de Mai wegen undurchsichtiger Kre

ditgeschäfte und Steuerhinterziehung 

in Untersuchungshaft. In erster Linie 

wird er beschuldigt, sich in Hongkong 

und auf dem Festland bei der Bank of 

China illegal Kredite in Höhe von etwa 

850 Mio. Euro verschafft zu haben. Im 

Zusammenhang mit diesem Fall wur

den inzwischen einige Wirtschaftsgrö

ßen in Hongkong und Shanghai ver

hört und zum Teil verhaftet. So war 

bereits Ende Mai der Vorsitzende der

http://www.cnn.com
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Bank of China in Hongkong, Liu Jin- 

bao, nach Beijing zurückgerufen und 

vernommen worden. Nach Angaben 

der Nachrichtenagentur Xinhua haben 

sich die Vorwürfe gegen Liu nach ein

gehender Untersuchung jedoch nicht 

bestätigt.

Besonders heikel ist für die Regie

rung, dass der Shanghaier Tycoon 

über enge Beziehungen zu hohen Füh

rungskadern in der Hafenstadt Shang

hai verfügt haben soll. Die Speku

lationen, dass hochrangige Mitglie

der und Verwandte der so genann

ten Shanghai-Fraktion um den Vor

sitzenden der Zentralen Militärkom

mission sowie ehemaligen Staats- und 

Parteichef, Jiang Zemin, in den Fall 

involviert sind, haben in den letz

ten Wochen weiter Nahrung bekom

men. Nach Meinung einiger Beobach

ter seien die Untersuchungen durch 

das höchste Korruptionsbekämpfungs

organ der Partei, die Zentrale Dis

ziplinkontrollkommission, deren Lei

ter Wu Guanzheng dem neuen Staats

und Parteichef Hu Jintao nahe stehen 

soll, seit Ende Juni aufgrund starken 

innerparteilichen Drucks zurückgefah

ren worden. Experten glauben, dass 

ähnlich wie bei dem Schmuggel- und 

Korruptionsskandal in der Hafenstadt 

Xiamen Ende der neunziger Jahre die 

involvierten Regierungs- und Partei

kader der allerhöchsten Ebene auch 

dieses Mal weitestgehend ungeschoren 

davonkommen.

Die Verurteilung Yang Bins und die 

Ermittlungen gegen Shanghais reichs

ten Mann, Zhou Zhengyi, haben 

die intransparenten Geschäftsprakti

ken, aber auch die Gefahren, denen 

Chinas Privatunternehmer ausgesetzt 

sind, erneut ins Rampenlicht gerückt. 

Vieles im chinesischen Wirtschafts

bereich spielt sich in einer gesetzli

chen Grauzone ab. Umfangreiche po

litisch-administrative Verfügungsrech

te sowie ein durch politische Ein

griffe undurchsichtiger und verzerr

ter Wettbewerb leisten einer gras

sierenden Korruption Vorschub. In

tensive Verbindungen zu lokalen und 

zentralen staatlichen Entscheidungs

trägern sind für den Erfolg eines Un

ternehmers von entscheidender Be

deutung. Diese enge, durch Tausch

beziehungen und Begünstigungen ge

prägte Verflechtung zwischen alten 

Macht- und neuen Wirtschaftseliten 

untergräbt die Durchsetzung formel

ler Gesetze und Regelungen und trägt 

erheblich zur unternehmerischen Un

sicherheit in China bei. Es gibt da

her wohl kaum einen Großunterneh

mer in China, der aus gegebenem An

lass nicht von den Behörden in Schwie

rigkeiten gebracht werden könnte.

Die neue Führung ist sich dieses gra

vierenden und vielschichtigen Prob

lems durchaus bewusst. Staats- und 

Parteichef Hu Jintao und Ministerprä

sident Wen Jiabao räumen der Kor

ruptionsbekämpfung oberste Priorität 

ein und versuchen der endemischen 

Korruption vermehrt auch mit institu

tionellen Mechanismen beizukommen 

(vgl. dazu C.a., 2003/2, Ü 8; 2003/3, 

Ü 10). Die Führungselite setzt sich 

für eine modernere und effektivere Bü

rokratie sowie überprüfbare Regelun

gen für die Beförderung von Regie

rungsbeamten und die Vergabe öffent

licher Aufträge ein. Anscheinend ist 

auch eine Stärkung der Rechte von 

Privatunternehmern geplant. Dieser 

Punkt soll gemäß Einschätzungen von 

Chinaexperten auf der Agenda der 

kürzlich eingerichteten Führungsgrup

pe zur Vorbereitung von Verfassungs

änderungen stehen (vgl. C.a., 2003/6, 

Ü 11).

Unterdessen wurde im Juni eine von 

der Chinesischen Akademie der Wis

senschaften und der Qinghua-Univer- 

sität in Beijing durchgeführte Studie 

zu Ursachen und Charakteristiken der 

Korruption in China in den letzten 

20 Jahren (zu lesen unter www.china. 

org.cn, 11.6.03) veröffentlicht. Bemer

kenswert ist, dass sich die Unter

suchung insbesondere mit der Kor

ruption der oberen Regierungsebenen 

befasst. Unter anderem kommen die 

Wissenschaftler zu der Schlussfolge

rung, dass in der Vergangenheit zahl

reiche hohe Beamte, von denen be

kannt war, dass sie Bestechungsgelder 

angenommen hatten, trotzdem beför

dert worden seien. Die Studie diag

nostiziert zudem, dass „ein Problem 

bei der Auswahl von Regierungsbe

amten“ bestünde. (XNA, 4.6., 14.7.03; 

ZXS, 11.6.03, nach BBC PF, 12.6.03; 

FEER, 3.7.03; SCMP, 7.7.03; FT, 7., 

15.7.03; SZ, 15.7.03; WSJ, 15.7.03; 

NZZ, 16.7.03; Willy Wo-Lap Lam, 

„China: Breaking with the Past?“, 

www.cnn.com, 23.7.03) -bk-

10 Sozialdienst für Straffällige

In einer zunehmenden Anzahl von 

Provinzen und regierungsunmittelba

ren Städten werden von Justizbehör

den experimentell Programme durch

geführt, die es Straffälligen erlaubt, 

anstelle von Gefängnisstrafen Sozial

dienst zu leisten. Entsprechende Mo

delle wurden bereits in Shanghai, 

Tianjin, den Ostprovinzen Jiangsu 

und Zhejiang sowie seit Anfang des 

Monats in der Hauptstadt Beijing ein

geführt. Andere Provinzen wie bei

spielsweise Guangdong bereiten ähn

liche Programme vor.

In der Hafenstadt Shanghai, wo derar

tige Pilotprojekte zur Wiedereinglie

derung von Straffälligen in die Ge

sellschaft schon seit gut einem Jahr 

laufen, gelten die vom Volksgerichts

hof der Stadt beschlossenen Regelun

gen zum Sozialdienst seit dem 1. Juli 

für die gesamte Stadt. Danach können 

Straffällige, die keine Gefahr für die 

Gesellschaft dar stellen, anstelle einer 

Haftstrafe Sozialdienst leisten. Darun

ter fallen folgende Gruppen von Straf

fälligen:

• Häftlinge, die schon die Hälf

te ihrer Gefängnisstrafe verbüßt 

oder weniger als sechs Monate 

übrig haben,

• Schwerkranke, die dringend me

dizinische Behandlung außer

halb des Gefängnisses benöti

gen,

• Schwangere und Mütter von 

Neugeborenen,

• Heranwachsende.

Die Sozialdienstleistenden müssen un

ter anderem regelmäßig über ihre Ar

beit Bericht erstatten und dürfen sich 

nur mit Erlaubnis aus ihrer Gemein- 

de/ihrem Stadtteil entfernen. Es ist 

ihnen jedoch erlaubt, innerhalb ihrer 

Gemeinde Kontakt zu anderen aufzu

nehmen.

Nach Angaben der offiziellen Nach

richtenagentur Xinhua seien die bishe

rigen Programme in Shanghai äußerst 

erfolgreich verlaufen. Von den ins

gesamt 100 Sozialdienstleistenden sei 

bisher keiner rückfällig geworden. Al

lerdings werde der Sozialdienst nicht 

von allen Teilen der Bevölkerung be

grüßt. Einige Menschen könnten es 

http://www.china
http://www.cnn.com
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nicht verstehen, warum Straffällige 

anstelle von Gefängnisstrafen wieder 

nach Hause geschickt würden. Regie

rungsbeamte sehen daher noch Be

darf, bei der Bevölkerung um Akzep

tanz für die neue Strafvollzugspraxis 

zu werben.

Nach Ansicht chinesischer Re.chtsex- 

perten und Sozialwissenschaftler ist 

die Ausweitung des Sozialdienstes 

als großer Fortschritt zu bezeichnen. 

So hätte die meist völlige Isolati

on der Häftlinge eine Resozialisierung 

nach ihrer Entlassung bisher stark er

schwert und die Chancen, erneut straf

fällig zu werden, erhöht. Das Ableis

ten sozialer Dienste würde es erleich

tern, „kriminelles Denken und Verhal

ten zu korrigieren“ und eine allmähli

che Wiedereingliederung in die Gesell

schaft unterstützen. Die zunehmende 

Einführung von Sozialdienstprogram

men in China zeige zudem, dass die 

chinesische Justiz mit der internatio

nalen Praxis Schritt halte.

Viele Beobachter hoffen, dass diese 

neue Praxis insgesamt zu einer huma

neren Behandlung von Häftlingen in 

China führen wird. Menschenrechts

aktivisten in Hongkong mahnen je

doch an, dass die Ausweitung der So

zialdienstprogramme für Straffällige 

nicht als Ersatz für die dringend not

wendigen Reformen im chinesischen 

Rechtssystem dienen dürfe. (Xinhua, 

1.7.03, nach BBC PF, 2.7.03; XNA, 1.,

25., 31.7.03; SCMP, 30.7.03) -bk-

11 XV. Nationaler Kongress 

des Kommunistischen Ju

gendverbandes

Ende Juli versammelten sich rund 

1.500 Vertreter des Kommunistischen 

Jugendverbandes Chinas (Zhongguo 

gongchanzhuyi qingniantuan kurz 

gongqingtuari) zum XV. Nationalen 

Kongress in Beijing. Neben der Wahl 

eines neuen Zentralkomitees, stimm

ten die Abgeordneten einer Änderung 

des Verbandsstatuts zu, welche die 

Theorie der „Dreifachen Repräsenta

tion“ zusammen mit dem Marxismus- 

Leninismus, den Mao-Zedong-Ideen 

und der Theorie Deng Xiaopings als 

„Richtschnur allen Handelns“ des Ver

bandes in der Satzung verankerte.

Dem alle fünf Jahre stattfindenden 

Kongress, der wegen der SARS-Kri- 

se von Mai auf Juli verschoben wer

den musste, wurde von der partei

staatlichen Führung große Aufmerk

samkeit gewidmet, was sich auch an 

der breiten Berichterstattung über das 

Ereignis in den chinesischen Medien 

widerspiegelte. Staats- und Parteichef 

Hu Jintao, der zusammen mit anderen 

Mitglieder des Ständigen Ausschusses 

des Politbüros an der Eröffnungszere

monie am 22. Juli teilnahm, äußerte, 

dass die junge Generation „die Hoff

nung des Landes und der chinesischen 

Nation“ sei. Er forderte die jungen 

Leute auf, ihre Talente verstärkt für 

die Modernisierung des Landes einzu

setzen. Zugleich ermahnte der ZK-Ge- 

neralsekretär die Parteikomitees auf 

allen Ebenen, die Arbeit der Jugend

liga mehr zu unterstützen und eine 

„Umgebung zu schaffen, in der junge 

Leute ihre Begabungen optimal entfal

ten könnten“.

In den letzten Jahren wächst die Sorge 

der Parteiführung, die Unterstützung 

der jüngeren Generation zu verlieren. 

Der im Amt bestätigte erste Sekretär 

des landesweit 69 Millionen Mitglieder 

umfassenden Jugendverbandes, Zhou 

Qiang, gestand ein, dass die Jugend

liga an Anziehungskraft verloren ha

be. Es sei dem Verband nicht gelun

gen, sich den signifikanten sozialen 

und wirtschaftlichen Veränderungen 

der letzten beiden Jahrzehnte in der 

Volksrepublik anzupassen. Er äußerte, 

dass sich die Jugendliga dieser Proble

me und Schwierigkeiten durchaus be

wusst sei und sich in Zukunft bemühen 

wolle, ihre Attraktivität für die junge 

Generation zu erhöhen. Beispielswei

se sei geplant, konkrete Dienstleistun

gen, wie Unterstützung zur Fortfüh

rung des Studiums, Hilfe beim Auf

bau einer eigenen Firma oder bei der 

Jobsuche, anzubieten. Darüber hinaus 

wolle die Jugendliga einige Reformen 

hinsichtlich ihrer Organisation durch

führen. Unter anderem solle die Parti

zipation der Mitglieder durch die Ein

führung von Wahlen der Verbandssek

retäre auf allen Ebenen ausgeweitet 

werden.

Nach Meinung von Beobachtern könn

te aber auch der neue Staats- und 

Parteichef Hu Jintao zur Erhöhung 

der Anziehungskraft des Jugendver

bandes beitragen. Dieser bekleidete 

Anfang der achtziger Jahre das Amt 

des Jugendverband-Chefs und ist da

mit nach dem 1987 gestürzten Hu 

Yaobang der zweite ZK-Generalsekre- 

tär, der eng mit der Jugendliga ver

bunden ist. Einige Analysten sehen 

im Jugendverband, der traditionell als 

Rekrutierungspool der KPCh gilt, ei

ne Machtbasis des frischgebackenen 

Generalsekretärs. Viele junge Leu

te könnten sich daher möglicherwei

se durch eine Mitgliedschaft Chancen 

auf hohe Regierungs- und Parteiäm- 

ter ausrechnen. Fest steht, dass dem 

Jugendverband, der im Mai letzten 

Jahres seinen achtzigsten Gründungs

tag begangen hatte (vgl. C.a., 2002/5, 

Ü 11), seit der Amtsübernahme Hus 

wieder mehr Aufmerksamkeit in der 

chinesischen Öffentlichkeit gewidmet 

wird. (XNA, 18., 22., 23., 25., 26.7.03; 

SCMP, 21., 23, 26.7.03; Xinhua, 22.,

25., 26., 27.7.03, nach BBC PF, 24.,

26., 27.,29.7.03; ZXS, 26.7.03, nach 

BBC PF,,28.7.03) -bk-

12 Jiangsu legalisiert Zusam

menleben unverheirateter 

Paare

In der südostchinesischen Provinz 

Jiangsu hat der Volkskongress auf 

Vorschlag der Provinzregierung eine 

Vorschrift aufgehoben, die das Zusam

menleben unverheirateter Paare ver

bietet. Die Bestimmung, die insbeson

dere auf die große Gruppe von Wan

derarbeitern in der Provinz abzielte, 

war 1994 eingeführt worden, um Pros

titution vorzubeugen. Vermieter wa

ren nach dieser Regelung angehalten, 

sich die Traubescheinigung von Paa

ren vor deren Einzug zeigen zu lassen 

und auch in Hotels durften sich bisher 

nur verheiratete Paare ein Zimmer tei

len.

Jiangsu ist mit der Aufhebung die

ser Bestimmung Vorreiter im Land. 

Zwar gibt es in China kein nationa

les Gesetz, dass das Zusammenleben 

von unverheirateten Paaren verbietet, 

allerdings sind im Großteil der Pro

vinzen einschlägige Regelungen erlas

sen worden. Eine der wenigen Groß

städte, in denen keine Bestimmungen 

dieser Art gelten, ist die Hafenstadt 

Shanghai. Nichtsdestotrotz leben auch 

in anderen großen Städten mittlerwei

le immer mehr unverheiratete Paare 

auch ohne Erlaubnis zusammen. Auch 

„gemischte“ Wohngemeinschaften ge

hören hier längst zum neuen Lebens

stil vieler junger Leute.
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Die Zeitung Beijing Youth Daily 

(Qingnian Bao) lobte die Abschaffung 

des Verbots in Jiangsu als „Schutz der 

Privatsphäre“ der Bürger. Es zeige, 

dass sich die Einstellung der Regie

rung wandelt und nunmehr mehr Wert 

auf Rechtsstaatlichkeit gelegt wird. 

Auch chinesische Rechtsexperten se

hen in dem Schritt der Provinz Jiang

su einen Fortschritt für die Rechte des 

Einzelnen in China.

Die Legalisierung des Zusammenle

bens von Paaren ohne Trauschein in 

Jiangsu ist diesen Monat auch zum 

Gegenstand der Diskussion in chinesi

schen Internet-Chatrooms geworden. 

Während eine Minderheit moralische 

Bedenken äußerte, befürwortete eine 

Mehrheit - der sicherlich eher jungen 

Diskussionsteilnehmer - die Entschei

dung der Provinzregierung in Jiang

su. Gemäß einer vom Internetportal 

Sohu durchgeführten Umfrage, stehen 

85% der Teilnehmer hinter dieser Re

form. (SZ, 11.7.03; SCMP, 14.7.03; 

CD, 22.7.03) -bk-

Wissenschaft, Bildung, 

Gesellschaft, Kultur

13 SARS und die Reform des 

chinesischen Gesundheits

wesens

Ende Juli meldete das Gesundheits

ministerium, dass sich nur noch 12 

SARS-Patienten in Beijinger Kran

kenhäusern aufhalten würden. Da dies 

nur wegen der Behandlung ande

rer Krankheiten erforderlich sei, ha

be China SARS besiegt. Die Weltge

sundheitsorganisation WHO hat diese 

Entwicklung begrüßt, jedoch zugleich 

darauf hingewiesen, dass die Krank

heit leicht wieder auftreten könne. 

„Ein Kapitel ist abgeschlossen“, sagte 

der Leiter des Beijinger WHO-Büros, 

„aber damit ist es nicht notwendiger

weise vorbei“. Ähnliche Einschätzun

gen haben Gesundheitsexperten auch 

für die übrigen betroffenen Länder 

abgegeben. Wichtig sei es, bis zum 

möglicherweise erneuten Ausbruch im 

Winter entsprechende Vorkehrungen 

zu treffen, z.B. durch die Entwick

lung eines Schnelltests. Aber auch 

dann würden, so Klaus Stohr, der Lei

ter des Grippeprogramms der WHO, 

enorme Probleme für China entstehen. 

Dies zeige eine Studie für die Provinz 

Guangdong, in der die Krankenakten 

von 46.000 Patienten mit Atemwegs

erkrankungen für die Zeit von Janu

ar 2001 bis Dezember 2002 ausgewer

tet wurden. Rund 20% von ihnen zeig

ten klinische Anzeichen, die auf SARS 

hätten hindeuten können. Alle Pa

tienten mit grippeähnlichen Sympto

men zu untersuchen, würde das chine

sische Gesundheitswesen vor enorme 

Probleme stellen (IHT, 29.7.03; WSJ, 

31.7.03).

SARS hat die Mängel dieses Gesund

heitssystems sehr deutlich werden las

sen, auch für die chinesische Führung. 

So reagierte sie sehr schnell, als En

de April im inneren der südchinesi

schen Provinz Guangdong eine Rei

he von Enzephalitis B-Fällen gemeldet 

wurden. Gewöhnlich tritt diese Krank

heit nach Angaben der Behörden erst 

im Juni im Süden auf und verbrei

tet sich dann gen Norden. Der Höhe

punkt wird regelmäßig im Sommer er

reicht und erstreckt sich meist bis Sep

tember. Jetzt gab es Ende Juni be

reits 310 bestätigte Erkrankungen und 

27 Todesfälle (davon 90% Kinder un

ter 11 Jahren), die örtlichen Behörden 

sowie das Gesundheitsministerium er

klärten jedoch übereinstimmend, dass 

die Lage unter Kontrolle sei. Umso 

erstaunlicher ist, dass die bekannten 

Fälle ständig zunahmen und z.B. der 

stellvertretende Gouverneur der Pro

vinz alle Verantwortlichen zu erhöh

ter Aufmerksamkeit aufrief (XNA 23., 

29.6.03; ST, 3.7.03).

Die chinesische Führung hat unter

dessen nicht versäumt, den Erfolg im 

Kampf gegen SARS für ihre eigene 

Legitimation zu nutzen. So hob der 

Generalsekretär der KP Hu Jintao in 

seiner Rede zum Gründungstag der 

Partei hervor, dass der Sieg über die 

Krankheit in erster Linie der Einheit 

und dem heroischen Kampf der ge

samten Partei und der gesamten Nati

on zu verdanken sei. Auch die stellver

tretende Ministerpräsidentin Wu Yi, 

die für die Bekämpfung von SARS 

verantwortlich war, hob den „Anti- 

SARS-Geist“ hervor, den es zu stär

ken und zu erhalten gelte. Beide - 

Hu wie Wu - betonten aber auch vor 

allem die Notwendigkeit, das öffentli

che Gesundheitssystem unter Nutzung 

der gemachten Erfahrungen auszubau

en. SARS, so Wu, habe die Schwä

chen des Systems offen gelegt, seine 

fehlende Wachsamkeit gegenüber ge

sundheitlichen Notfällen, seine inadä

quaten Kontrollmechanismen für an

steckende Krankheiten, die Nachläs

sigkeit bei der Einhaltung der Ge

sundheitsgesetze und seine Mängel im 

ländlichen Bereich. Alle im Gesund

heitswesen Tätigen sollten mit dem 

notwendigen „Anti-SARS-Geist“ dazu 

beitragen, das Gesundheitswesen zu 

verbessern (XNA, 1., 29.7.03).

Inzwischen sind auch einige konkre

te Maßnahmen bekannt geworden, so

wohl auf zentraler wie auch auf lokaler 

Ebene:

• Der Nationale Volkskongress hat 

die Ergänzung zweier Gesetze 

für 2003 auf die Agenda ge

setzt. Damit sollen vorhandene 

Lücken im Gesetz zur Verhü

tung und Kontrolle ansteckender 

Krankheiten geschlossen wer

den, vor allem sollen fehlen

de Maßnahmen zur Bekämpfung 

neuer Krankheiten ergänzt und 

die zu allgemeinen Bestimmun

gen für das Meldewesen konkre

tisiert werden; und das Gesetz 

zum Schutze wilder Tiere soll er

weitert werden, um die Übertra

gung von Krankheiten zu ver

hindern (XNA, 16.6.03).

• Die staatlichen Krankenhäu

ser sollen durch zusätzliche 

Investitionen seitens des Ge

sundheitsministeriums und der 

Staatlichen Entwicklungs- und 

Reformkommission leistungs

fähiger gemacht werden. Um 

dieses Ziel angesichts begrenz

ter öffentlicher Mittel zu errei

chen, soll sich dieses Bemühen 

nach Angaben von Cai Renhua, 

Direktor des China National 

Health Economics Institute, auf 

bestimmte allgemeine Kranken

häuser sowie Krankenhäuser für 

Infektionskrankheiten und tra

ditionelle chinesische Medizin 

konzentrieren, während viele 

andere aus dem staatlichen Ei

gentum entlassen werden und 

nach Marktprinzipien arbeiten 

sollen (XNA, 31.7.03).

• Die Stadt Beijing hat Mitte Ju

li eine Arbeitskommission ein

gesetzt, die Vorschläge für die




